
Aktuelle Stunde auf Verlangen der Fraktion DIE LINKE 
Schnellstmögliche Aufklärung des Angriffs des israelischen Militärs auf einen 
internationalen Schiffskonvoi mit Hilfsgütern für Gaza 
 

Jan van Aken (DIE LINKE): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich bin heilfroh – das muss ich 
zunächst einmal sagen –, dass unsere Kolleginnen und unsere Freunde, die auf den 
Hilfsschiffen für Gaza waren, wieder heil zurück in Deutschland sind. Am Montag sind neun 
Menschen erschossen worden. Unser Mitgefühl gehört ihren Angehörigen und Freunden. 

Der Angriff auf die Schiffe war ein Verbrechen. Ein griechischer Aktivist, der sich auf einem 
der Schiffe befand, hat das sehr treffend und auch sehr einfach gesagt: Dieses Meer ist frei. 
Seit 4 000 Jahren fahren wir auf diesem Meer. Es ist ein Verbrechen, auf einem freien Meer 
auf hoher See Schiffe zu entern, Menschen zu erschießen, zu verletzen und zu entführen. – 
Weil das eine Freiheitsberaubung und ein Kriegsverbrechen ist, haben wir auch hier in 
Deutschland Strafanzeige gestellt. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Ich möchte heute aber vor allem nach vorne schauen und fragen: Was können wir jetzt tun, 
um das unendliche Leid in Gaza zu beenden? Die Hilfsflotte hatte von vornherein zwei Ziele. 
Einmal ging es um ganz praktische Hilfe. Es ging darum, dringend benötigte Güter – Zement, 
Rollstühle, Medikamente und Dachziegel – nach Gaza zu bringen. An all dem mangelt es 
dort, weil Israel seit Jahren rechtswidrig den Gazastreifen einschnürt, abriegelt und kaum 
noch etwas durchlässt. 

Die Hilfsflotte war aber auch eine politische Aktion. Die Welt sollte an das Leid in Gaza, an 
die menschliche Tragödie, erinnert werden. Das ist ja eine der größten humanitären 
Katastrophen unserer Zeit. Die Hilfsflotte wollte auf die illegale Blockade des Gazastreifens 
aufmerksam machen. Israel blockiert fast alles – nicht nur Waffen und Raketen, sondern auch 
Baumaterial für Schulen und Häuser, lebensnotwendige Medikamente und selbst das tägliche 
Brot. 

60 Prozent der Menschen in Gaza können sich nicht mehr selbst ernähren. Wenn sie Glück 
haben, dann bekommen sie Lebensmittelhilfe von den Vereinten Nationen. Wenn sie kein 
Glück haben, dann müssen sie hungern. Die Vereinten Nationen berichten, dass unter den 
Kindern in Gaza Mangelernährung und Wachstumsstörungen weiter zunehmen. Zwei von drei 
Neugeborenen sind schon unterernährt und leiden an Blutarmut. 

Die Landwirtschaft in Gaza liegt völlig am Boden. Es gibt nicht genügend Saatgut, keine 
Bewässerungsanlagen und kaum noch Land. Denn fast die Hälfte des fruchtbaren Bodens 
kann zum Beispiel deshalb nicht mehr beackert werden, weil er zur Schutzzone erklärt wurde. 
Kein Bauer darf mehr auf das Land. Niemand darf säen und ernten. Und am Ende hungern die 
Kinder von Gaza. Das muss doch endlich ein Ende haben. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Genauso ist es mit der Fischerei. Man muss sich das einmal vorstellen: Ein Land mit einem so 
langen Küstenstreifen am Mittelmeer muss jetzt illegal Fisch importieren, der durch die 
Tunnel aus Ägypten kommt. Die eigenen Fischer dürfen nur noch drei Meilen weit 
hinausfahren. Die guten Fanggründe sind viel weiter draußen. 

Die Lage in Gaza ist verzweifelt. Es liegt auch an uns, das jetzt zu beenden. Ich freue mich, 
dass alle Parteien im Bundestag hier einer Meinung sind. Aber jetzt müssen wir auch etwas 
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daraus machen. Die Bundesregierung muss auch einmal die israelische Regierung drängen, 
endlich die Blockade vollständig aufzuheben und Transporte durchzulassen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Im Moment ist die Regierung Netanjahu doch auf einer Art Kamikaze-Kurs. Die Blockade 
von Gaza stärkt nur die Extremisten und die Feinde Israels. Der Angriff auf die Schiffe hat 
Israel weltweit vollständig isoliert. Bei dem Versuch, Gaza zu erdrosseln, schnürt sich Israel 
im Moment selbst die Luft ab. 

Jetzt müssen wir gemeinsam mit unseren Nachbarn bzw. mit der EU solange Druck auf Israel 
ausüben, bis die Blockade endlich beendet wird, bis endlich die anderthalb Millionen 
Menschen in Gaza wieder in Würde leben können, sich frei bewegen können und auch selbst 
wirtschaften können. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Dazu gehört natürlich auch eine Idee, wie man dann die Sicherheit Israels garantieren kann. 
Niemand möchte, dass nach der Aufhebung der Blockade mit den Transporten auch Waffen 
und Raketen nach Israel kommen. Die Lösung ist ganz einfach. Da könnten doch Kontrollen 
durch die Vereinten Nationen sein: Inspektionen auf jedem Schiff, das Gaza anläuft, durch 
unabhängige Kontrolleure. Dadurch kann verhindert werden, dass Waffen nach Gaza 
gelangen. 

Im Übrigen bin ich der Meinung, dass Deutschland keine Waffen mehr exportieren sollte, 
auch nicht in den Nahen Osten. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Deutschland verkauft FUCHS-Panzer in die Vereinigten Arabischen Emirate, Sturmgewehre 
nach Saudi Arabien und Kriegsschiffe nach Israel. Wie wollen Sie denn Frieden im Nahen 
Osten schaffen, wenn Sie immer wieder neue Waffen in die Region schicken? Wir sind dafür, 
dass Deutschland gar keine Waffen mehr exportiert – und schon gar nicht in den Nahen 
Osten. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse: 

Das Wort hat nun Andreas Schockenhoff für die CDU/CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

 
Dr. Andreas Schockenhoff (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! Uns alle haben die dramatischen 
Ereignisse der vergangenen Woche vor der Küste des Gazastreifens erschüttert und mit tiefer 
Sorge erfüllt. Wir sind bestürzt über den Verlust von Menschenleben; dazu hätte es nicht 
kommen dürfen. Wir sind froh, dass die beteiligten Bundesbürger und die beiden Kolleginnen 
der Linksfraktion wieder wohlbehalten in Deutschland sind. Die deutsche Botschaft in Israel 
verdient für ihre erstklassige konsularische Arbeit unser Lob und unsere Anerkennung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie bei Abgeordneten der SPD, der LINKEN und 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Der Vorfall hat uns wieder einmal vor Augen geführt, wie angespannt die Lage im Nahen 
Osten ist. Die Bundeskanzlerin hat zu Recht angemahnt, dass es in dieser schwierigen 
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Situation zu keiner weiteren Eskalation kommen darf. Die CDU/CSU-Fraktion ist der 
Bundeskanzlerin deshalb dankbar, dass sie mit ihren Gesprächen mit dem israelischen 
Ministerpräsidenten Netanjahu, dem türkischen Ministerpräsidenten Erdoðan und dem 
palästinensischen Präsidenten Abbas einen wichtigen Beitrag zur Beruhigung der Lage 
geleistet hat. Auch das belastbare Verhältnis von Bundesaußenminister Westerwelle zu 
seinem israelischen Kollegen Lieberman ist in diesen Tagen zum Tragen gekommen. 

Zur weiteren Entspannung der Situation brauchen wir zweierlei: Erstens ist dies eine 
schnellstmögliche Aufklärung der Vorkommnisse mittels einer umfassenden, transparenten 
und neutralen internationalen Untersuchung. Daran sollten Vertreter des Nahostquartetts 
beteiligt werden. Es ist gut, dass sich die Bundesregierung hier um eine gemeinsame Haltung 
in der EU bemüht. Zweitens müssen wir den Friedensprozess voranbringen. Die sogenannte 
Hilfsflotte war dazu sicherlich nicht förderlich. 

(Erich G. Fritz [CDU/CSU]: Eine Provokation!) 

Eine Zwei-Staaten-Lösung bleibt das richtige Ziel. Wir begrüßen es ausdrücklich, dass 
Präsident Abbas die indirekten Friedensgespräche mit Israel fortsetzen will. Es kann jedoch 
zu keinem dauerhaften Frieden kommen, wenn es keine Normalisierung der Beziehungen 
zwischen den verfeindeten Palästinensergruppen Hamas und Fatah gibt. Hamas muss das 
Existenzrecht Israels endlich anerkennen. 

Ohne Frage ist die Blockade des Gazastreifens durch Israel für den Friedensprozess nicht 
hilfreich. Israel hat ein legitimes Interesse daran, dass keine Waffen und Raketen, die dann 
wieder auf israelische Städte abgefeuert werden könnten, in den Gazastreifen geschmuggelt 
werden. Gleichzeitig aber ist die humanitäre Situation im Gazastreifen unhaltbar. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Ja!) 

Die Grenzen müssen für normale Hilfsgüter offen sein. Beides muss sichergestellt werden: 
der Schutz der israelischen Bevölkerung vor Angriffen islamistischer Extremisten und die 
Versorgung der Bevölkerung des Gazastreifens. Die CDU/CSU-Fraktion unterstützt die 
Bemühungen der Bundesregierung, dies zu erreichen. 

Die EU ist mit ihrer Mission am Grenzpunkt Rafah zwischen dem Gazastreifen und Ägypten 
bereits vor Ort. Es ist noch zu klären, inwieweit die Kontrolle der nach Gaza einfahrenden 
Schiffe durch die EU möglich ist. 

Meine Damen und Herren, „eine einseitige Parteinahme in diesem Konflikt wird nicht zu 
seiner Lösung beitragen“. So steht es im Positionspapier der Linken zum Nahostkonflikt vom 
20. April dieses Jahres. Sicherlich steht die Verhältnismäßigkeit der israelischen Aktion in 
Zweifel. Die Linke muss sich aber fragen lassen, ob sich ihre Abgeordneten als deutsche 
Volksvertreter nicht vor den Karren der radikal-islamistischen Hamas haben spannen lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der FDP) 

Ging es Ihnen wirklich um die humanitäre Hilfe? Wieso fanden Sie es nicht verwunderlich, 
dass die Organisatoren der Flotte nicht bereit waren, die Güter im israelischen Hafen Aschdod 
zu löschen und sie von dort nach Gaza zu bringen? 

(Zuruf der Abg. Inge Höger [DIE LINKE] – Weitere Zurufe von der LINKEN) 

Warum sind Sie nicht hellhörig geworden, als der Ministerpräsident der Hamas in Gaza, 
Ismail Hanija, schon vor der Aktion ihr mögliches Scheitern als „einen Sieg für Gaza“ 
bezeichnet hat? Wieso wurden Sie nicht stutzig, als die Hamas die Annahme der Güter, die 
Israel von den Schiffen abgeladen und auf Lastwagen verfrachtet hat, verweigerte? 

Warum lassen Sie es unkommentiert, dass der Hamas offensichtlich nicht an der humanitären 
Lage der Bevölkerung im Gazastreifen gelegen ist und dass sie Lastwagen mit 
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Medikamenten, Nahrungsmitteln, Rollstühlen und Kinderspielzeug am Grenzübergang Kerem 
Schalom auf ihre Abfertigung warten lässt? Warum thematisieren Sie eigentlich nie die 
schweren Menschenrechtsverletzungen unter der Herrschaft der Hamas? Die Antwort ist, dass 
es Ihnen weniger um die Menschen in Gaza geht als um Ihre Solidarität mit den 
islamistischen Extremisten der Hamas. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der FDP – Dr. Dagmar Enkelmann [DIE 
LINKE]: So ein Unsinn! Schade, am Beginn war Ihre Rede so vernünftig! – Weitere Zurufe 
von der LINKEN) 

Das haben Sie mit Ihrer einseitigen Parteinahme im Nahostkonflikt eindeutig unter Beweis 
gestellt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse: 

Das Wort hat nun Rolf Mützenich für die SPD-Fraktion. 

(Beifall bei der SPD) 

 
Dr. Rolf Mützenich (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Leider müssen wir erneut – dies war häufig 
im Hinblick auf den Nahen Osten so – über einen traurigen, schmerzhaften und 
weitreichenden Vorfall reden. Nachdem endlich indirekte Gespräche zwischen Israel und 
Palästina unter Vermittlung der USA in Gang gekommen waren, hat der Einsatz von Gewalt 
wieder vieles infrage gestellt. Ich sage von dieser Stelle aus eindeutig in Richtung Iran: Wenn 
es, wie es der Iranische Rote Halbmond angekündigt hat, zu einem solchen Schiffskonvoi – 
unter Umständen mit Begleitung von Revolutionsgarden – kommen wird, trägt dies zu einer 
nachhaltigen Eskalation im Nahen und Mittleren Osten bei. Wir sagen klar: Dies lehnen wir 
ab. Wir bitten, die Konsequenzen zu bedenken. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der FDP sowie bei Abgeordneten des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Herr van Aken, auch wir beklagen die Toten. Ich hätte mir aber gewünscht, Sie hätten auch an 
die Verletzten auf beiden Seiten erinnert. Auch dies gehört zur Realität bei diesem 
schrecklichen Vorfall. 

Ich weiß, vieles ist noch ungewiss. Aber schon heute lässt sich sagen: Weder ist durch diesen 
Einsatz die Sicherheit Israels gestärkt noch ist die humanitäre Situation im Gazastreifen 
verbessert worden. Beides ist nicht erreicht worden. Ich bedauere, dass die Menschen im 
Gazastreifen, die so dringend Hilfe brauchen, wieder zum Spielball aller Seiten in diesem 
Konflikt geworden sind. Ich hätte mir gewünscht, dass man, bevor man eine solche Aktion 
unterstützt, die Konsequenzen bedacht hätte. Sie waren vorhersehbar. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der FDP und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, der Einsatz des israelischen Militärs war unverhältnismäßig und ist 
nicht zu rechtfertigen. Dies haben wir von Anfang an gesagt. Ich möchte in diesem 
Zusammenhang zwei Punkte ansprechen. Die israelische Regierung kann davon ausgehen, 
dass die Solidarität insbesondere von Deutschland gegenüber Israel unteilbar ist. Aber sie 
muss über die Konsequenzen ihres Handelns nachdenken und sollte insbesondere den 
Partnern den Spielraum für ihre Politik nicht verengen. – Das ist die eine Seite. 
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Zum Zweiten müssen wir der israelischen Regierung klarmachen, dass nicht jede 
Herausforderung von außen mit Militär beantwortet werden kann und darf. Genau das 
Gegenteil ist der Fall. Die israelische Regierung muss die Politik befördern. Ich habe es schon 
einmal an anderer Stelle gesagt: Die Bundeskanzlerin hat die Worte in Richtung Israel mit 
guten Absichten gewählt. Aber ich glaube, dass sie in der israelischen Regierung 
missverstanden worden sind. Dies war kein Freifahrschein für eine unkluge Politik. Ich hätte 
mir gewünscht, man hätte stärker darauf hingewiesen, dass ein solches Handeln wie jetzt vor 
der Küste des Gazastreifens nicht von uns durch solche Worte mit gedeckt ist. 

Wir vonseiten der SPD-Bundestagsfraktion verlangen eine unabhängige, transparente und 
internationale Untersuchung über den gesamten Verlauf der Aktion. Dies betrifft sowohl die 
Vorbereitung der Aktion, die Einschiffung, die Fahrt, aber auch die Erstürmung durch 
israelisches Militär. Dies gehört zusammen; ich finde, das alles muss man sagen. Ich würde 
mir wünschen, dass das von allen Seiten so gesehen wird. 

Die Abriegelung des Gazastreifens muss aufgehoben werden. Wir müssen Israel klar sagen, 
dass die Abriegelung das Gegenteil dessen bewirkt hat, was intendiert war. Man hat weder die 
Hamas geschwächt, noch hat man offensichtlich den Waffenhandel in diesem Gebiet 
unterbunden, noch hat man den Soldaten Schalit freibekommen. All das sind Dinge, die wir 
gegenüber Israel deutlich machen müssen. 

Zum Schluss will ich sagen: Wir vonseiten des Deutschen Bundestages, aber auch vonseiten 
der Bundesregierung müssen alles dafür tun, dass UN-Hilfslieferungen in den Gazastreifen 
zugelassen werden, ob über den Land- oder den Seeweg. Ich glaube, dass die Europäische 
Union einen wichtigen Beitrag dazu leisten kann. Der Vorschlag, dass das Nahostquartett in 
diesem Zusammenhang wieder eine Rolle spielen kann, kann möglicherweise einen Weg auch 
für die israelische Regierung bedeuten. 

Meine Damen und Herren, ich mache mir Sorgen über die Rolle der Türkei, nicht so sehr 
deswegen, weil das eine oder andere, was jetzt in der öffentlichen Debatte in der Türkei 
passiert, möglicherweise eine Rolle spielt. Wir müssen aufpassen, dass wir von hier aus nicht 
die falschen Signale an die türkische Regierung geben. 

Die Regierung Erdoðan hat eine Menge Positives für das Verhältnis zu Israel getan. Dazu 
zählen die Einladung des israelischen Präsidenten in das türkische Parlament, aber auch die 
Vermittlungsbemühungen zu Syrien. Das sollten wir weiter unterstützen; denn wir brauchen 
die Türkei in der Bearbeitung des Nahostkonfliktes. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse: 

Das Wort hat nun der Kollege Rainer Stinner für die FDP-Fraktion. 

(Beifall bei der FDP) 

 

Dr. Rainer Stinner (FDP): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die große Mehrheit dieses Hauses eint das 
Grundverständnis, dass wir als Deutsche eine besondere Verantwortung insbesondere für die 
Sicherheit Israels und eine besondere Beziehung zu Israel haben. 

(Zuruf von der LINKEN: Für den Frieden!) 
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Ich bin der neuen Bundesregierung sehr dankbar dafür, dass es ihr gelungen ist, sowohl zu 
Israel – bis vor einigen Jahren völlig unvorstellbar – eine tiefe Beziehung auf 
Regierungsebene aufzubauen, als auch Ähnliches in ebensolcher Qualität mit der 
Palästinenserseite zu tun. Das ist ein Fortschritt, und das wird unserer Rolle als Vermittler 
durchaus gerecht. 

Meine Damen und Herren, ich habe sehr großes Verständnis dafür, dass im Zentrum jeder 
israelischen Politik die Sicherheit stehen muss. Das ist völlig klar, wenn man die Situation 
dort kennt. Ich sage aber auch sehr deutlich, dass es jedenfalls der gegenwärtigen Regierung 
Israels nicht gelingt, mir klarzumachen, dass jede ihrer Handlungen langfristig im Interesse 
Israels ist. 

Gerade die enge Partnerschaft zu Israel verpflichtet uns als Deutsche, dass wir nicht jede 
Handlung der jeweiligen israelischen Regierung kritiklos hinnehmen. 

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN) 

Unsere Verantwortung als Freund und Unterstützer Israels ist es, in aller Offenheit mit Israel 
zu kommunizieren, aber auf der Basis einer völlig ungebrochenen und selbstverständlichen 
Unterstützung, die wir diesem Land angedeihen lassen wollen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Es sollte sich aber keiner der Illusion hingeben, dass auf diesen Schiffen nur wohlmeinende 
Pazifisten gewesen sind, denen allein an der Versorgung des Gazastreifens gelegen ist. Nein, 
nein, es gab natürlich noch jede Menge andere Motive im Hintergrund. Natürlich waren dort 
auch Leute beteiligt, deren Motivlage eindeutig – eindeutig! – gegen Israel gerichtet ist. Das 
muss man der Vollständigkeit halber zu diesem Fall natürlich auch sagen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wir schließen uns der Forderung an, dass es eine internationale Untersuchung der Vorfälle 
gibt. Bevor diese vorliegt, enthalte ich mich jeder abschließenden Beurteilung der einzelnen 
Aspekte der Aktion. Auch Präsident Obama hat das gestern noch einmal sehr deutlich 
gefordert. Ich finde es richtig, dass dabei das Quartett durchaus eine wichtige Rolle spielen 
kann und soll. Ich wäre froh, wenn wir das Quartett etwas revitalisieren könnten. Die 
Bundesregierung hat dazu Anstöße gegeben – das begrüße ich sehr –, das könnte aber 
durchaus noch ausgeweitet werden. 

Dieser Vorfall hat über die unmittelbare Wirkung für die Betroffenen hinaus, die Toten und 
die Verwundeten – schrecklich, wie wir einvernehmlich feststellen –, erhebliche politische 
Weiterungen. 

Erstens lassen Sie mich sagen, dass mich als bekennenden Unterstützer Israels erschreckt, mit 
welcher Geschwindigkeit es der gegenwärtigen israelischen Regierung gelingt, Freunde und 
Partner in aller Welt zu verlieren. Das kann nicht im Interesse Israels sein. Das müssen wir als 
Freunde Israels auch sehr deutlich sagen. Ich unterscheide sehr klar zwischen unserem 
Commitment zu Israel und den Handlungen der jeweiligen israelischen Regierungen, die ich 
mir erlaube jeweils ganz genau zu betrachten und anzuschauen. 

Zweitens. Auch wenn im Gazastreifen keine direkte Hungersnot herrscht, so ist dennoch die 
humanitäre Lage dort nur mit dem Wort „katastrophal“ zu bezeichnen. Der Leiter der 
UNRWA-Mission gibt darüber beredtes Zeugnis. Auch Präsident Obama hat das gestern 
Abend sehr deutlich gemacht. Er hat es mit einem sehr deutlichen Statement und auch mit 
einem entsprechenden finanziellen Commitment versehen. 

Drittens profitiert davon – leider – ausgerechnet die Hamas. Denn der Hamas gelingt es, 
durch das von ihr kontrollierte Tunnelsystem die Waren zu beschaffen und die Bevölkerung 



 7

mit Waren zu versorgen. Und die UN, die UNRWA, die eindeutig – das wissen wir, und das 
müssen wir deutlich sagen – gegen jeden fundamentalistischen Islam ist, die dafür steht und 
jeden Tag dafür kämpft, versetzen wir nicht in die Lage, entsprechende Hilfen zu 
ermöglichen. Das kann so nicht weitergehen, das hilft nämlich nur der Hamas. Das muss 
geändert werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die katastrophale humanitäre Lage treibt leider der Hamas weitere Unterstützer zu. Das kann 
wirklich nicht im Interesse Israels sein; denn die Hamas – wir wissen das und sind uns 
darüber im Klaren – erkennt nach wie vor nicht das Recht Israels an, in Frieden und Freiheit 
zu leben. 

Was ist zu tun? 

Erstens. Es muss eine internationale Untersuchung durchgeführt werden; ich habe dies bereits 
angesprochen. 

Zweitens. Die Blockade des Gazastreifens in der gegenwärtigen Form muss aufgehoben 
werden. Dabei ist auf israelische Sicherheitsinteressen umfassend Rücksicht zu nehmen; auch 
das ist gesagt worden. Hier muss eine Änderung herbeigeführt werden. 

Drittens. Wir müssen an der Umsetzung der Resolu-tionen 1815 und 1860 arbeiten. 

Viertens. Wir müssen noch stärker als bisher auf die Beteiligten einwirken, wirklich den 
Friedensprozess anzustoßen. Dabei kann die Bundesregierung aufgrund ihrer wirklich guten 
Vorarbeit – nicht isoliert – entsprechende Impulse geben. 

Wir müssen jede weitere Eskalation vermeiden. Die Gerüchte, die Herr Mützenich 
angesprochen hat, sind geradezu erschreckend, so erschreckend, dass ich gar nicht 
wiederholen will, was da eventuell auf uns zukommt. Wir müssen das unter allen Umständen 
verhindern. 

Wir müssen aus eigenem deutschen und europäischen Interesse alles dafür tun, um die 
Eskalation im Nahen Osten abzubauen und Friedensbrücken zu schlagen; dazu dient 
humanitäre, aber auch politische Arbeit. Wir unterstützen die Bundesregierung dabei. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie des Abg. 
Dr. Rolf Mützenich [SPD]) 

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse: 

Das Wort hat nun Kerstin Müller für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 

 

Kerstin Müller (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich meine, dass die tragischen Ereignisse 
vor der Küste Gazas am 31. Mai eines bewirkt haben: Das Thema Gaza steht wieder auf der 
politischen Tagesordnung. Allerdings muss man direkt hinzufügen: Der Preis, der dafür 
bezahlt wurde, ist sehr hoch, ich meine, zu hoch. Neun Menschen sind gestorben, viele 
wurden verletzt. Bei allem Verständnis, das ich für Israels berechtigte Sicherheitsinteressen 
habe – ich habe mein Verständnis sehr oft an verschiedener Stelle zum Ausdruck gebracht -: 
Aus meiner Sicht ist Israels Armee bei der Aufbringung des Schiffes zumindest mit 
unverhältnismäßiger Gewalt vorgegangen – meine Fraktion verurteilt das scharf –, das muss 
man einfach klar sagen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der LINKEN) 
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Ich schließe mich Herrn Stinner und anderen an: Ich halte es für extrem wichtig, dass Israel 
einer internationalen Untersuchung der Vorgänge zustimmt, gerade wenn es anderer Meinung 
ist, gerade weil die internationalen politischen Folgen des Angriffs auf die Gazaflotte so 
verheerend sind. Es ist nicht nur so, dass die Gewalt-eskalation von der ganzen Welt scharf 
verurteilt wurde. 

Auch ich will erwähnen – Herr Mützenich hat es schon getan -: Das bisher hervorragende und 
wichtige Verhältnis Israels zur Türkei wurde schwer beschädigt. Die Türkei war bisher eine 
wichtige Brücke für Israel in die islamische Welt. Nun ist man dabei, sie systematisch zu 
zertrümmern. 

Das, was jetzt passiert – auch der Iran fühlt sich berufen, in Begleitung der Revolutionsgarden 
Schiffe nach Gaza zu bringen –, könnte zu einer weiteren Eskalation führen. Es ist völlig klar: 
Das muss unbedingt gestoppt werden. 

Ich war nicht auf der Gazaflotte. Ich will Ihnen sagen, dass mir entsprechende Anfragen 
vorlagen; aber ich habe mich bewusst entschieden, mich nicht daran zu beteiligen, und zwar, 
weil mir die Zusammensetzung der Aktivisten zu undurchsichtig erschien und die Gefahr 
bestand – ich meine, das hätte man von Anfang an erkennen können –, für andere Ziele 
instrumentalisiert zu werden, die ich nicht teile. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP) 

Ich lasse mich nicht von der Hamas instrumentalisieren. Das ist einfach eine völlig falsche 
Politik. 

Frau Höger und Frau Groth, ich sage dazu aber auch: Ich gehe davon aus, dass Sie die besten 
Absichten hatten. Ich nehme da keine Gleichsetzung vor; das fände ich völlig falsch. Ich 
denke aber, man darf nicht die Augen davor verschließen, dass es andere gab, die Sympathien 
für Hamas, für islamistische Gruppierungen hatten, und dass man von diesen dann 
vereinnahmt wird. Dann muss man überlegen, ob es gut ist, da mitzumachen. 

Ich war zeitgleich in der Region und habe Gespräche geführt. Ich bin davon überzeugt, dass 
es nur einen Weg gibt, um eine weitere Eskalation zu verhindern: Israel muss die Blockade 
des Gazastreifens beenden, weil sie inhuman und völkerrechtswidrig ist. Vor allem ist die 
Blockade im Hinblick auf Israels berechtigte Sicherheitsinteressen völlig kontraproduktiv. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP und der LINKEN) 

Ich möchte, weil es mir wichtig ist, das klar begründen: Die Freilassung von Gilad Schalit ist 
ein berechtigtes Interesse von Israel; aber nach eigener Aussage gibt es hier wegen der 
Blockade null Fortschritt. Ein anderer Punkt ist der andauernde Beschuss Israels durch 
Qassam-Raketen. Natürlich hat Israel ein berechtigtes Interesse, den Beschuss zu stoppen. 
Aber Israel selbst sagt, dass zwar die Anzahl der Raketenangriffe reduziert wurde, aber der 
Beschuss selbst nicht gestoppt wurde. 

Herr Stinner, Sie haben es angesprochen: Beabsichtigt ist auch eine Schwächung der radikal-
islamistischen Hamas. Aber die Blockade schwächt sie nicht, sondern sie stärkt sie politisch 
und ökonomisch. Warum? Die Blockade verhindert die legale Einfuhr von allem, was über 
die absolute Grundversorgung hinausgeht. Es gibt also keine Hungerkrise. Das sagen alle, 
auch John Ging von der UNRWA. Es soll jede legale wirtschaftliche Entwicklung 
unterbunden werden. John Ging nennt das eine Krise der Würde. Es gibt zwar keine 
Hungerkrise, aber eine Krise der Würde. Die Menschen sollen am Leben erhalten werden, 
ohne in Würde zu leben. Die israelischen Militärs sagen das ganz offen: no humanitarian 
crisis. Sie wollen keine Entwicklung und keinen wirtschaftlichen Wohlstand. Das Ergebnis 
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sind 40 Prozent Arbeitslosigkeit in Gaza. 80 Prozent der Menschen in der Region sind auf 
Lebensmittelhilfe angewiesen. 98 Prozent der legalen Wirtschaft liegen danieder. Ich sage 
sehr deutlich: Das hat mit berechtigten Sicherheitsinteressen nichts mehr zu tun. Dadurch 
wird eine Bevölkerung kollektiv bestraft. Das ist völkerrechtswidrig und deshalb nicht 
akzeptabel. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, bei der SPD und der LINKEN sowie bei 
Abgeordneten der FDP) 

Andererseits – jetzt kommt die Absurdität – begünstigt diese Blockade eine von der Hamas 
kontrollierte illegale Schattenwirtschaft. Über die rund 600 Tunnel kommen alle nur 
erdenklichen Güter. Man bekommt alles in Gaza. Man muss nur das Geld haben. Aber es hat 
nur derjenige das Geld, der mit der Hamas kooperiert. Es kann auch nur der Unternehmer 
etwas anbieten, der sich mit der Hamas arrangiert. Das heißt, diese Unternehmer profitieren, 
Hamas blüht auf, und die Zivilbevölkerung verarmt. 

Organisationen wie die UNRWA, die praktisch das Bollwerk gegen das Islamisierungsprojekt 
der Hamas im Gazastreifen sind und die nicht den illegalen Zement der Hamas zum Bau von 
Schulen benutzen wollen, können keine Schulen bauen. Sie müssen Eltern abweisen, die ihre 
Kinder auf UN-Schulen und nicht auf Koranschulen schicken wollen. Dazu sage ich: Die 
Blockade der Israelis ist eine Blockade der UNO. Dadurch wird das Ganze vollends absurd. 
Das nennt man politisch kontraproduktiv. Das sage ich jetzt an die Adresse Israels gerichtet. 

Ich will ganz zum Schluss für eine interfraktionelle Initiative werben. Es gibt einen Punkt, 
den John Ging immer wieder hervorhebt: Lassen Sie uns gemeinsam dafür sorgen, dass die 
UN ein Mandat dafür bekommen, mit Israel einen legalen Zugang nach Gaza über den 
Seeweg auszuhandeln, damit die Güter der UNO über einen legalen Seeweg anlanden können. 
Dann kann man weitere Konfrontationen auf See vermeiden. Das wäre ein erster wirksamer 
Schritt zur Aufhebung der Blockade. 

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse: 

Frau Kollegin, Sie müssen zum Ende kommen. 

Kerstin Müller (Köln) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Das ist mein letzter Satz. – Ich hoffe, dass am Ende auch die Israelis verstehen werden, dass 
eine solche Politik eigentlich in ihrem Interesse ist. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei der SPD) 

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse: 

Das Wort hat nun Philipp Mißfelder für die CDU/ CSU-Fraktion. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der FDP) 

 

Philipp Mißfelder (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Die Linke hat diese Aktuelle Stunde beantragt. Auch wir wollen heute die Gelegenheit nutzen 
– Andreas Schockenhoff hat das für unsere Fraktion schon getan –, über den 
Gesamtzusammenhang der Situation im Nahen Osten zu diskutieren. 

Ich möchte nun zunächst einmal eine Grundsatzbemerkung machen. Sie von der Linkspartei 
lehnen Auslandseinsätze kategorisch ab. Wenn es um Friedensmissionen oder um 
Stabilisierungsmissionen in Krisenregionen auf der Welt geht, sind Sie konsequent dagegen. 
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Eine radikal-pazifistische Haltung kann und möchte ich nicht grundsätzlich verurteilen, weil 
es für sie gute Argumente gibt. 

(Jörn Wunderlich [DIE LINKE]: Aber?) 

Aber – nun komme ich zu dem Aber – vor diesem Hintergrund verstehe ich nicht, wie Sie 
sich nicht nur theoretisch, sondern auch ganz praktisch an dem Versuch beteiligen konnten, 
im Rahmen eines Auslandseinsatzes die Seeblockade aufzubrechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der FDP – Lachen bei Abgeordneten der 
LINKEN) 

Wenn das Ihre Definition von Auslandseinsätzen in Zukunft sein soll, dann können Sie für 
sich keine radikal-pazifistische Haltung in Anspruch nehmen. Es ging keineswegs – das sagen 
viele der Organisatoren selbst – nur um eine politische oder humanitäre Aktion, sondern es 
ging um eine konfrontative Aktion, auch um Israel weltweit an den Pranger zu stellen. 

Ich möchte mich den Vorverurteilungen in keiner Weise anschließen, sondern ich fordere 
auch für unsere Fraktion – das ist auch schon getan worden – eine rückhaltlose Aufklärung, 
die zu Ergebnissen kommt. Aber das, was wir durch Gesprächspartner aus Israel und auch 
durch Medienvertreter zugetragen bekommen, lässt momentan keinen eindeutigen Schluss zu. 
Ich denke, dass jede Vorverurteilung schädlich ist. Für eine Beurteilung ist es noch zu früh, 
weil die Fakten sehr ungenau sind. Deshalb kann ich Sie nur auffordern, dass Sie sich an der 
Aufklärungsarbeit nicht nur dadurch beteiligen, dass Sie energisch Aufklärung fordern – das 
wollen auch wir –, sondern auch dadurch, dass Sie sachliche Beiträge leisten und nicht 
versuchen, eine Showveranstaltung zu inszenieren, um Ihr Ziel zu erreichen, nämlich Israel an 
den Pranger zu stellen. Das werfe ich Ihnen vor. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und der FDP) 

Wir machen uns große Sorgen. Deshalb sind alle Anstrengungen für die Zukunft der Region 
aller Mühe wert. Frau Kollegin Müller, ich denke, dass ein großer Teil der Vorschläge, die Sie 
unterbreitet haben, auch bei uns auf positive Resonanz stößt. Wir wollen im Parlament, im 
Auswärtigen Ausschuss und von vielen anderen Stellen aus Initiativen ergreifen, die dazu 
beitragen, dass diese Vorschläge Unterstützung erfahren. 

Ich stelle fest: Die humanitäre Situation im Gazastreifen ist uns nicht egal, sondern uns ist 
klar, dass sie ein weiteres Engagement der internationalen Gemeinschaft bedingt. Gerade als 
Freund Israels – Herr Kollege Stinner hat deutlich gemacht, dass es keinen Zweifel daran gibt, 
dass der Großteil des Hauses eng an der Seite Israels steht – müssen wir die konkreten 
Probleme lösen und unseren israelischen Freunden offen sagen, wo sie Fehler gemacht haben. 

In der Außenpolitik kommt es oft auf die Art und Weise an. Auch in einer solchen Debatte, 
wie wir sie heute führen, dürfen wir keinen Zweifel daran lassen, dass die Verteidigung des 
Staates Israel für uns im Mittelpunkt aller Überlegungen steht. Aus meiner Sicht und auch aus 
Sicht meiner Fraktion gibt es keine Äquidistanz zu den beteiligten Gruppierungen, sondern 
wir stehen in dieser Frage fest an der Seite Israels. Gerade weil wir an der Seite Israels stehen, 
haben wir die Möglichkeit, kritische Punkte offener und zielgenauer anzusprechen. 

Ich richte meinen ausdrücklichen Dank an die Bundesregierung, an Staatssekretär Hoyer und 
an unseren Außenminister, der in schwierigen Zeiten mit dem israelischen Außenminister 
Liebermann eng zusammenarbeitet. Ich habe ihn bisher nicht kennen gelernt, aber den 
Schilderungen der Medien zufolge ist er ein handfester Politiker mit Ecken und Kanten und 
sicherlich einer, der in der einen oder anderen Debatte undiplomatische Wege geht. Das 
belastbare, persönliche Verhältnis zwischen unserem Außenminister und dem israelischen 
Außenminister hat dazu beigetragen, dass Deutschland in dieser schwierigen Situation eine 
besonders gute Rolle spielen kann. 
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Es ist auch bemerkenswert, dass wir, anders als die Türkei und andere Beteiligte, als 
Vermittler stärker eingreifen können und kein falsches Spiel spielen wie die Türkei, die auf 
der einen Seite die Situation beklagt und auf der anderen Seite zugelassen hat, dass Aktivisten 
tätig werden. Vor diesem Hintergrund sage ich klar: Ich bin der Meinung, dass wir dem 
Verhalten der Türkei in den nächsten Monaten mehr Aufmerksamkeit schenken müssen; denn 
die innenpolitische Debatte, die in der Türkei durch die Flottillenaktion ausgelöst wurde, stellt 
ein großes Problem dar, das uns Monate, wenn nicht sogar längere Zeit, beschäftigen wird. 
Wir können nicht akzeptieren, dass ein NATO-Partner unsere außenpolitischen Interessen in 
den Grundfesten erschüttert und unsere Politik an der Seite Israels hintertreibt. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse: 

Das Wort hat nun Christoph Strässer für die Fraktion der SPD. 

(Beifall bei der SPD) 

 

Christoph Strässer (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zunächst möchte ich auf den Begriff der 
Aufklärung eingehen, und zwar nicht philosophisch, sondern ganz konkret. Wir fordern sie zu 
Recht. Ich stelle aber fest, dass es bereits Antworten gibt. Für mich als Jurist ist es so: Wenn 
ich Aufklärung fordere, dann deshalb, weil ich nicht weiß, was passiert ist. Das geht in beide 
Richtungen. Ich würde mir wünschen, dass man an die Aufklärung der Vorkommnisse 
ergebnisoffen herangeht, ohne Vorverurteilung, in welche Richtung auch immer. Ich sage das 
bewusst in Richtung derjenigen, die diese Aktion vorbereitet und durchgeführt haben; denn 
ich würde gerne wissen, was an den Meldungen dran ist, dass es eine türkische Organisation 
gibt, die die Aktion beeinflusst hat, die dem Dschihad und der Hamas nahestehen soll, und 
dass auch andere Kräfte mitgewirkt haben. 

All das würde ich gerne wissen. Ich denke, es ist sinnvoll und vernünftig, die Situation im 
Sinne derjenigen aufzuklären, die ich persönlich respektiere. Das sage ich ganz offen. Es ist 
wichtig, aufzuklären, was an Bord des Schiffes, bei der Vorbereitung der Aktion und später 
passiert ist. Das muss ergebnisoffen Inhalt einer solchen Untersuchung sein. Ich werbe dafür, 
das intellektuell redlich zu machen und nicht an der einen oder anderen Stelle zu sagen: Ich 
weiß bereits die Antwort. Deshalb fordere ich eine Aufklärung. – Ich finde, das geht nicht. 
Deshalb sollten wir uns darauf verständigen, über diese Fragen intensiv zu diskutieren, wenn 
diese Aufklärung durchgeführt worden ist. 

Es gibt Dinge, die wissen wir nicht. Es gibt aber auch Dinge, Fakten, die wir kennen. Ich will 
sie einmal aufzählen, weil die humanitäre Lage in Gaza aus meiner Sicht der eigentliche Kern 
all dessen ist, worüber wir uns in den letzten Tagen und Wochen unterhalten haben und uns in 
Zukunft unterhalten werden: Wir haben die Abriegelung des Gazastreifens seit 2007. In den 
Jahren 2008 und 2009 ist im Rahmen der Aktion „Gegossenes Blei“ sozusagen eine komplette 
Abriegelung der Zugänge zum Gazastreifen vorgenommen worden. Ich sage ganz bewusst: 
Wir reden immer über die Zugänge von und nach Israel. Ich finde, unser Appell und unsere 
Aufmerksamkeit müssten auch auf Ägypten gerichtet werden; denn auch Ägypten, sozusagen 
das Brudervolk der Palästinenser, ist verpflichtet, humanitär zu wirken, die Grenze bei Rafah 
aufzumachen und auf diesem Weg Landzugänge zum Gazastreifen zu schaffen. Ich glaube, 
auch das gehört zur Wahrheit, mit der wir uns auseinanderzusetzen haben. 
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Wir wissen aber auch noch etwas anderes. Wir kennen beispielsweise die Zahl der 
zugelassenen Lkw-Transporte. Sie betrug im April 2010 2 647. Das sind mehr als 70 Prozent 
weniger als im Durchschnitt der Monate Januar bis Mai 2007. Ich will jetzt gar nicht mehr auf 
die Äußerungen von John Ging eingehen, der bei uns in Berlin zu Besuch war. Er hat gesagt, 
dass das, was im Moment in Gaza ankommt, nicht mehr als ein Tropfen auf den heißen Stein 
ist. Ich finde, das muss man bei dieser ganzen Diskussion in den Vordergrund stellen, weil 
das geändert werden muss. 

65 Prozent der Menschen leben unter der Armutsgrenze. 37 Prozent leben in extremer Armut. 
Für 60 Prozent der Haushalte ist die Lebensmittelversorgung nicht gesichert. Weitere 16 
Prozent leben am Rand der Versorgungssicherheit. 300 000 Menschen sind nach Angabe von 
UNOCHA nicht in der Lage, sich ausreichend Lebensmittel, Trinkwasser und Hygieneartikel 
zu besorgen. 10 000 Menschen haben keinen Zugang zu fließendem Wasser. Täglich fließen 
dennoch 80 Millionen Liter Abwasser ungeklärt bzw. nur teilweise geklärt in den Boden. 
Leidtragende sind wie immer die Ärmsten der Armen, Frauen, Kinder und Kranke. 

Diese Zustände – darüber sind sich alle internationalen Organisationen einig – müssen 
verändert werden. Deshalb ist es gut und zu begrüßen, dass die Bundesregierung, die EU und 
auch die internationale Staatengemeinschaft angekündigt haben, ihre Unterstützung der 
palästinensischen Menschen im Gazastreifen deutlich auszuweiten. Besser wäre es natürlich, 
wenn die Ursache für dieses Dilemma beseitigt würde. Die Ursache ist nach meiner 
Überzeugung die Blockade des Zugangs zum Gazastreifen. Sie ist kontraproduktiv für das 
Ansehen Israels. Es ist völlig klar, dass wir dabei zu berücksichtigen haben, dass es nicht 
darum gehen kann, über den Weg der Öffnung des Gazastreifens Terrorismus und Waffen in 
diese Region zu exportieren. 

Ich glaube, man muss vor der Bewertung dieses Vorfalls die notwendigen 
Aufklärungsmaßnahmen durchführen. Ich sage es noch einmal: Es wäre am besten, wenn es 
gelänge, die Abriegelung zu beenden und den Menschen im Gazastreifen eine Perspektive zu 
verschaffen. 

Ich weiß nicht – die Völkerrechtler sind sich darüber uneins –, ob die Seeblockade Gazas 
völkerrechtlich legitimiert ist. Wenn sie zulässig ist – ich finde, das ist die klare Botschaft und 
die klare Aussage, zu der man keine Untersuchung braucht –, ist es die Verpflichtung des 
Staates, der sie durchführt, nämlich Israels, die Versorgung der Zivilbevölkerung des 
blockierten Landes sicherzustellen. Das ist die Aufgabe Israels. Dieser Aufgabe wird Israel 
nicht gerecht. Deshalb müssen wir dafür sorgen, dass diese Blockade aufhört. 

Ich persönlich bin der Meinung – ich sage das zum Schluss –, dass diese Aktion zu verurteilen 
ist, wenn sich herausstellen sollte, dass diese Aktion von Hamas und anderen unterstützt 
worden ist. Ich verurteile aber nicht – das sage ich ausdrücklich – den Mut und den Respekt, 
den viele Menschen auf der Welt gezeigt haben, geleitet von Desmond Tutu, Pax Christi und 
anderen. Sie haben auf dem Wege einer friedlichen Zuführung über die Grenzen hinweg 
humanitäre Hilfe geleistet. Dafür haben diese Menschen meinen Respekt. Meinen Respekt 
haben sie aber nicht, wenn sie sich von anderen Organisationen vor den Karren spannen 
lassen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse: 

Das Wort hat nun Staatsminister Werner Hoyer. 

(Beifall bei der FDP) 
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Dr. Werner Hoyer, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich möchte Ihnen heute die Haltung der 
Bundesregierung zu den Ereignissen vom 31. Mai 2010 vor Gaza darstellen und Sie über die 
von der Bundesregierung ergriffenen Maßnahmen unterrichten. Ich bedanke mich für die 
Redebeiträge von den Fraktionen der CDU/CSU, der SPD, der Grünen und der FDP, weil sie 
einen breiten Grundkonsens in der Bewertung darstellen und auch mahnen, bei der 
Interpretation nicht voreilige Schlussfolgerungen zu ziehen und nicht der Gefahr zu erliegen, 
auf einem Auge blind zu werden. 

Die dramatischen Ereignisse vom 31. Mai 2010 werfen ein Schlaglicht auf die angespannte 
Situation im Nahen Osten. Die Bundesregierung ist, ebenso wie Sie alle, über den Verlust von 
Menschenleben zutiefst bestürzt. Wir wissen auch: Was sich dort am 31. Mai abgespielt hat, 
ist in erster Linie ein Symptom für viel tiefer liegende Probleme. Wenn die internationale 
Gemeinschaft erneute gewaltsame Auseinandersetzungen verhindern will, darf sie diese 
Probleme nicht aus den Augen verlieren. 

Bislang ist die Faktenlage noch nicht vollständig geklärt. Klar ist: Am 31. Mai 2010 brachte 
die israelische Marine circa 70 Seemeilen vor der Küste von Gaza sechs Schiffe der 
sogenannten Free-Gaza-Flottille auf. Bei dieser Aktion kamen neun Menschen ums Leben, 
und es gab circa 30 Verletzte. Der VN-Sicherheitsrat hat ebenso wie die Europäische Union 
die Anwendung von Gewalt verurteilt. Die Bundesregierung unterstützt diese Erklärungen der 
Vereinten Nationen und der Europäischen Union in vollem Umfang. 

Die Bundesregierung hat frühzeitig ihrerseits Stellung genommen. Wir haben dabei 
insbesondere eine umfassende, transparente und neutrale Untersuchung des Vorfalls 
gefordert. Für die Glaubwürdigkeit des Untersuchungsergebnisses ist eine überzeugende 
internationale Beteiligung nach unserer Auffassung unerlässlich. Das haben wir auch Israel 
gegenüber deutlich gemacht. Es geht nun um die Ausgestaltung einer solchen Beteiligung. 
Darüber wird auf internationaler Ebene gegenwärtig sehr intensiv diskutiert. Die 
Bundesregierung hat eine Beteiligung des Nahost-Quartetts vorgeschlagen. Das Quartett aus 
USA, Vereinten Nationen, EU und Russland vereint die entscheidenden Akteure und ist nach 
unserer Auffassung das beste Gremium, um die internationale Akzeptanz einer solchen 
Untersuchung zu sichern. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Es bleibt dabei: Ohne angemessene internationale Beteiligung wird die Glaubwürdigkeit einer 
Untersuchung nicht gesichert werden können. Das gilt übrigens ausdrücklich nicht nur in 
Bezug auf das israelische Vorgehen. Ich bedanke mich in diesem Zusammenhang für die 
Anmerkungen, die eben von verschiedenen Kolleginnen und Kollegen dazu gemacht worden 
sind. Man darf sich auch nicht vor den Karren der Hamas spannen lassen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

An Bord der Schiffe befanden sich elf deutsche Staatsangehörige, darunter die Kolleginnen 
Groth und Höger und auch unser früherer Kollege Professor Paech. Ein deutscher 
Staatsangehöriger wurde bei der israelischen Aktion verletzt. Die Bundesregierung hat rasch 
gehandelt und versucht, unseren Staatsangehörigen Hilfe zukommen zu lassen. Das AA und 
die Botschaft in Tel Aviv waren seit den frühen Morgenstunden des 31. Mai gegenüber den 
israelischen Stellen um Kontakt und Zugang zu den deutschen Staatsangehörigen bemüht. 
Telefonate des Bundesaußenministers und auch der Bundeskanzlerin haben diesen 
Bemühungen weiteren Nachdruck verliehen. Bereits in der Nacht zum 1. Juni konnten die 
Kolleginnen Groth und Höger mit drei weiteren Deutschen ausreisen. Am 2. Juni folgten die 
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übrigen sechs Deutschen, darunter auch der Verletzte, der in die Türkei ausreisen konnte. Wir 
sind froh, dass wir Sie wieder wohlbehalten unter uns sehen können, meine Damen. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [DIE LINKE]: Wir auch, Herr Staatsminister!) 

Ich habe eingangs auf die tiefer liegenden Probleme der Region hingewiesen. So schlimm die 
Ereignisse vom 31. Mai 2010 sind, wir dürfen gerade in dieser Situation den Friedensprozess 
nicht aus den Augen verlieren. Ohne Fortschritte auf dem Weg zur Zwei-Staaten-Lösung 
wächst das Risiko einer erneuten Eskalation in der Region. Nur die Feinde des Friedens 
würden hiervon profitieren. Gemeinsam mit unseren Partnern in der Europäischen Union und 
dem Quartett werden wir weiterhin alles tun, damit die indirekten Gespräche fortgesetzt und 
in richtige Verhandlungen überführt werden können. 

Wir leisten hierzu auch konkrete Beiträge. Ein Beispiel ist die Durchführung des Deutsch-
Palästinensischen Lenkungsausschusses am 18. Mai 2010 hier in Berlin unter Vorsitz von 
Ministerpräsident Salam Fajjad und Außenminister Guido Westerwelle. Ziel war es, unsere 
Unterstützung für den Aufbau eines palästinensischen Staates deutlich zu machen und durch 
eine noch intensivere Zusammenarbeit zu untermauern. Ministerpräsident Salam Fajjad hat 
den Lenkungsausschuss in Berlin zu Recht als historisches Ereignis bezeichnet. 

Wir Deutsche wollen uns nicht überheben. Aber wir sind in einer besonderen Situation. 
Unsere Freundschaft zu Israel wird niemand in Zweifel ziehen. Umgekehrt sollte jeder 
wissen, dass wir in der arabischen Umwelt Israels über ein beachtliches Vertrauen verfügen. 
Dies zusammengenommen ergibt ein Kapital, das die Bundesrepublik Deutschland in die 
Bemühungen der Völkergemeinschaft, hier zu einer friedlichen Lösung zu kommen, 
einbringen muss. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie des Abg. Dr. h. c. Gernot Erler [SPD]) 

Gleichzeitig verdeutlichen die Ereignisse des 31. Mai 2010 erneut die Notwendigkeit der 
Öffnung des Zugangs zum Gazastreifen. Die derzeitige Situation ist nicht akzeptabel, und vor 
allem ist sie kontraproduktiv. Es gibt keine Alternative zu einer Öffnung der Übergänge für 
humanitäre Lieferungen und Güter für den Aufbau der zivilen Infrastruktur. Wir brauchen 
eine fundamentale Veränderung bzw. Verbesserung des Zugangs nach Gaza. Wohlgemerkt, 
das ist keine neue Position. Wir vertreten diese Auffassung seit langem, ebenso wie unsere 
Partner in der Europäischen Union. Der VN-Sicherheitsrat hat die entsprechenden Parameter 
in seiner Resolution 1860 formuliert. Alle Elemente dieser Resolution müssen umgesetzt 
werden, der Zugang nach Gaza ebenso wie die Einstellung von Angriffen aus dem 
Gazastreifen auf Israel und die Unterbindung des Waffenschmuggels. 

Ein erster Schritt könnte darin besehen, dass die gegenwärtige Positivliste durch eine 
Negativliste ersetzt wird, in der solche Güter aufgeführt sind, die aus Sicherheitsgründen nicht 
nach Gaza eingeführt werden dürfen; das wäre zumindest gegenüber dem derzeitigen Zustand 
eine Verbesserung. Aber es bleibt dabei: Notwendig ist eine fundamentale Verbesserung des 
Zugangs im Interesse der Menschen im Gazastreifen, aber auch, um die Perspektive für eine 
politische Lösung zu schaffen. 

Die Ereignisse des 31. Mai 2010 sind Anlass zur Trauer. Aber sie müssen auch Anstoß sein, 
unsere Bemühungen für den Frieden weiter zu verstärken. Wir werden diese Fragen in den 
nächsten Tagen und Wochen mit unseren Partnern in der Europäischen Union behandeln. 
Heute, zu dieser Stunde, findet eine Sondersitzung des PSK unter Vorsitz von Catherine 
Ashton, der Hohen Vertreterin der Europäischen Union für Außen- und Sicherheitspolitik, 
statt. Am kommenden Montag werden wir uns im EU-Außenministerrat in Luxemburg mit 
dem Thema Gaza befassen. 
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Was wir brauchen, ist eine fundamentale Änderung der israelischen Gazapolitik. Die 
Rechnung, dass eine Politik der Isolation irgendetwas Positives bewirken könnte, ist nicht 
aufgegangen. Das Gegenteil ist Realität. Deshalb muss diese Isolation beendet werden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Zugleich ist die Europäische Union bereit, nach besten Kräften dazu beizutragen, dass den 
israelischen Sicherheitsbedenken Rechnung getragen wird. Das Argument, Sicherheit für 
Israel und Versorgung des Gazastreifens ließen sich nicht miteinander vereinbaren, lässt sich 
nicht länger rechtfertigen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse: 

Das Wort hat nun Annette Groth für die Fraktion Die Linke. 

(Beifall bei der LINKEN) 

 

Annette Groth (DIE LINKE): 
Sehr geehrte Damen und Herren! Verehrter Präsident! Ich war auf zwei Schiffen der Free-
Gaza-Flottille, erst auf der keinen Challenger 1 unter US-amerikanischer Flagge mit 16 
Passagieren, und am 29. Mai bin ich auf die Mavi Marmara umgestiegen. Ich möchte betonen, 
dass alle Passagiere auf allen Schiffen unterschrieben haben, dass es eine friedliche Mission 
ist und dass wir keine Gewalt anwenden werden. 

(Beifall bei der LINKEN – Philipp Mißfelder [CDU/CSU]: Auch noch vertragsbrüchig!) 

Ich bin überzeugte Pazifistin und hätte nie gedacht, dass es zu solch einer Gewalt mit neun 
Toten kommen könnte. 

Ich bin sehr froh, dass ich nicht Zeugin von Schießereien oder anderen Gewalttaten wurde. 
Aber ich wurde Zeugin einer äußerst menschenunwürdigen Behandlung vonseiten der 
israelischen Soldaten. So habe ich gesehen, dass Verletzte auf der Treppe zum oberen Deck 
mit dem Kopf nach unten transportiert wurden; für Schwerverletzte kann das tödlich sein. 
Viele Männer hatten ihre Hände stundenlang mit Kabelbindern auf dem Rücken gefesselt. Ich 
war eine der wenigen Frauen, deren Hände ebenfalls auf dem Rücken gefesselt wurden. Der 
Toilettenbesuch wurde willkürlich erlaubt oder verboten. Ein israelischer Soldat hat eine 
palästinensische Israelin mit den Worten beschimpft: Solche Leute wie ihr gehören alle ins 
Meer geworfen. 

Nur durch eine internationale Untersuchung können die Vorwürfe widerlegt werden, die 
mittlerweile gegen uns vorgebracht werden. Durch diese Vorwürfe soll anscheinend auch 
vom rechtswidrigen Angriff auf die Flottille und von der Rechtswidrigkeit der Blockade 
abgelenkt werden. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Dem deutschen Free-Gaza-Bündnis gehören neben der IPPNW – das sind die Internationalen 
Ärzte für die Verhütung des Atomskriegs – auch die katholische Friedensbewegung Pax 
Christi an. 

(Herbert Behrens [DIE LINKE]: Terroristen!) 
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In einer Presseerklärung betonte das deutsche Free-Gaza-Bündnis gestern, dass die türkische 
Hilfsorganisation IHH eine von weltweit 3 000 Nichtregierungsorganisationen ist, die beim 
Wirtschafts- und Sozialrat der Vereinten Nationen einen beratenden Status haben. 

(Herbert Behrens [DIE LINKE]: Terroristen!) 

Dazu muss eine Organisation demokratische und transparente Entscheidungsprozesse 
nachweisen. Die Vorwürfe, der Free-Gaza-Bewegung gehörten auch Parteien mit rechten 
Tendenzen an, scheinen haltlos und tendenziös. 

Noch ein Punkt ist mir sehr wichtig. Überall werden nun israelische Videos gezeigt. Die 
israelische Marine hat die absolute Bildhoheit über die Vorfälle. Der deutsche Journalist 
Mario Damolin, der für die FAZ auf einem Schiff der Flottille war, konnte einen Chip seiner 
Kamera retten. Alles andere Bildmaterial der Aktivisten und auch von mir hat die israelische 
Marine eingesteckt. 

Inzwischen wurde bewiesen, dass die israelischen Videos manipuliert waren. Das Komitee 
zum Schutz von Journalisten hat inzwischen gegen die Bearbeitung und Verbreitung des 
Bildmaterials protestiert, das den rund 60 ausländischen Journalisten und Journalistinnen 
abgenommen wurde. Inzwischen haben auch die israelischen Streitkräfte eingeräumt, dass es 
sich bei den Aufnahmen eines Gesprächs, bei dem angeblich ein Aktivist die Militärs 
aufforderte, nach Auschwitz zurückzukehren, um eine Fälschung handelt. Diese Fälschung 
wurde leider auch von einigen deutschen Medien übernommen. 

Meine große Sorge gilt zurzeit Hanin al-Suabi, Free-Gaza-Aktivistin und Mitglied der 
Knesset. Man will ihre Immunität aufheben und ihr die israelische Staatsbürgerschaft 
aberkennen. Außerdem kursiert im Internet ein Mordaufruf. Ein Likud-Abgeordneter will sie 
wegen Hochverrats anklagen. Hanin ist äußerst gefährdet, und ich möchte Sie, liebe 
Kolleginnen und Kollegen, bitten, mitzuhelfen, sie in das parlamentarische Schutzprogramm 
aufzunehmen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Ich möchte mit einem Zitat von Bischof Tutu schließen: 

Wenn du dich in Situationen der Ungerechtigkeit neutral verhältst, hast du dich auf die Seite 
des Unterdrückers gestellt. 

Die ehemalige israelische Kultusministerin Schulamit Aloni betonte, dass ein Staat, der ein 
anderes Volk unterdrückt, nicht in Sicherheit leben kann. Als Menschenrechtspolitikerin und -
aktivistin werde ich mich natürlich weiterhin für die Aufhebung der Blockade einsetzen, und 
dafür werbe ich um Ihre Unterstützung. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der LINKEN) 

Vizepräsident Dr. h. c. Wolfgang Thierse: 

Als nächstem Redner erteile ich dem Kollegen Peter Beyer von der CDU/CSU-Fraktion das 
Wort. 

 

Peter Beyer (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Die Bilder der Ereignisse vom frühen Morgen des 31. Mai 2010, als eine Gruppe von 
insgesamt acht Schiffen durch die israelische Marine aufgebracht wurde, haben uns erneut 
deutlich gemacht, wie weit Frieden im Nahen Osten derzeit noch entfernt ist. Durch die 
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Instabilität der Verhältnisse wird unsere Sorge vor einer weiteren Eskalation in der Region 
und einem endgültigen Ende des Friedensprozesses im Nahen Osten verstärkt. 

Die Bundeskanzlerin und der Bundesaußenminister haben ihre Bestürzung über die Ereignisse 
umgehend zum Ausdruck gebracht. Auch ich möchte den Angehörigen der Toten meine 
Anteilnahme aussprechen und zudem unseren konsularischen Beamten und Mitarbeitern dafür 
danken, dass sie trotz schwierigster Umstände dafür gesorgt haben, dass eine sehr schnelle 
Rückführung aller Deutschen, die an Bord der Schiffe gewesen sind, binnen 48 Stunden 
sichergestellt wurde. 

Wir alle sind bestürzt über den Verlust menschlichen Lebens. Gleichzeitig müssen wir 
feststellen, dass die zunächst gemeldeten Abläufe und die sich die Tage darauf abzeichnenden 
Fakten über das tatsächliche Geschehen stark voneinander abweichen: Anfangs war von 20 
getöteten Aktivisten die Rede. Kurze Zeit später wurden erheblich weniger Opfer gemeldet. 
Videos zeigen zudem, dass Soldaten sofort, nachdem sie sich an Bord der „Mavi Marmara“ 
begeben hatten, und offenbar auch koordiniert mit massiver Gewalt konfrontiert worden sind. 

(Zuruf von der LINKEN: Eine Unterstellung! – Weitere Zurufe von der LINKEN) 

Es kam dazu, dass ein Soldat in völliger Absicht über die Reling des Schiffes geworfen 
worden ist. 

Die furchtbare Eskalation der Gewalt macht noch einmal deutlich, wie sehr man gerade in 
diesem Konflikt vorschnelle Rückschlüsse auf das tatsächliche Geschehen vermeiden muss. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und der FDP – Widerspruch bei der LINKEN) 

Klarheit über die wirklichen Ereignisse kann nur eine internationale, unabhängige, 
transparente und vollständige Untersuchung der Abläufe unter Geltung des allgemeinen 
Völkerrechts geben. Darüber herrscht in diesem Hause größtenteils Konsens, wie auch die 
bisherigen Redebeiträge gezeigt haben. Das ist sehr zu begrüßen. 

Vor einer Bewertung des Geschehens muss eine Aufklärung aller Umstände stattfinden. Hier 
gilt das Motto „Sorgfalt vor Schnelligkeit“. Das muss für unsere Prinzipien und die Hierarchie 
in den Prinzipien gelten. Diesen Weg werden wir gemeinsam mit unseren europäischen 
Freunden und amerikanischen Partnern unterstützen. 

Wo unsere Hilfe gewünscht wird und wo wir helfen können, etwa bei unabhängigen 
Kontrollen des Küstengebietes vor Gaza, da sollten und werden wir unseren Freunden zur 
Seite stehen. Lassen Sie mich aber auch eines deutlich sagen: Beschuldigungen und 
Vorverurteilungen schüren den Konflikt und sind in hohem Maß verantwortungslos. 

(Christoph Strässer [SPD]: Beidseitig!) 

Eine vorschnelle und einseitige Bewertung der Geschehensabläufe in die eine oder in die 
andere Richtung, um damit durchsichtige politische Zwecke zu verfolgen 

(Zurufe von der LINKEN) 

- erschreckenderweise gibt es hier noch einige, die dies tun –, ist auch Wasser auf die Mühlen 
derjenigen, die den Frieden in der Region gar nicht wollen. 

(Zuruf von der LINKEN: Das ist ja unglaublich! Unterstellung!) 

Alle Seiten müssen endlich den friedlichen Weg zur Konfliktlösung beschreiten. Dazu gibt es 
keine Alternative. 

Die in Gaza seit 2007 herrschende Hamas ist eine Organisation, die Terror täglich als Mittel 
der Politik einsetzt. Seit 2007 herrscht damit in Gaza ein Regime, das die Existenz Israels 
auch weiterhin nicht anerkennt. Die Bedrohung Israels durch Raketenbeschuss und 
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Sprengstoffanschläge ist real und unmittelbar. Fest steht, dass die Blockade Gazas den 
Friedensprozess nicht einfacher macht. Um die Situation heute verstehen zu können, muss 
man aber auch die Umstände betrachten, die zur Blockade Gazas durch Israel geführt haben. 

Ein Import über den Landweg nach Anlaufen des Hafens von Aschdod wäre auch im Fall der 
sogenannten Friedensflottille möglich gewesen. Das haben wir in den heutigen Redebeiträgen 
schon mehrfach gehört. Er wurde jedoch von den Organisatoren des Konvois abgelehnt. Das 
wirft die hier und heute nicht abschließend zu klärende Frage nach der wahren Absicht der 
Organisatoren des sogenannten humanitären Konvois auf. 

Richtig ist: Humanitäre Güter müssen die Menschen in Gaza erreichen können. Zur Lösung 
der schwierigen Situation braucht es jedoch mehr als widersprüchliche, offensichtlich wenig 
durchdachte und damit letztlich auch fahrlässige Einzelaktionen. Mehr denn je brauchen wir 
starke demokratische Partner in der Region. Wir Deutsche haben in der Vergangenheit Israel 
und in den letzten Jahren auch die Türkei als solche verlässlichen Partner kennen und 
schätzen gelernt. Beide Staaten sind entscheidende Stabilitätsfaktoren in der Region. Die 
Bundeskanzlerin hat in Telefonaten mit Regierungschef Erdogan und Premierminister 
Netanjahu Deutschlands Sorge darüber zum Ausdruck gebracht, dass eine Eskalation 
stattfindet. 

Die jüngsten Ereignisse sind eine eindringliche Mahnung an uns alle und an die internationale 
Staatengemeinschaft, die Verhältnisse in Gaza nachhaltig zu verbessern. Der Weg zum 
Frieden führt dabei nicht über Einzelaktionen, sondern über Verhandlungen und 
Kompromisse aller Beteiligten, wobei auch das Nahostquartett eine prominente Rolle spielen 
sollte. Beide Seiten müssen den Ausgleich suchen, damit die Blockade Gazas beendet werden 
kann, ohne dass dadurch die Sicherheit Israels gefährdet wird. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeordneten der FDP) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Für die SPD-Fraktion spricht nun der Kollege Günter Gloser. 

(Beifall bei der SPD) 

 

Günter Gloser (SPD): 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Meine Kollegen Rolf 
Mützenich und Christoph Strässer und auch andere Kolleginnen und Kollegen haben bereits 
etwas zur internationalen Aufklärung der Vorfälle gesagt. Im Zusammenhang damit sage auch 
ich: Israel als der einzige demokratische Staat in der Region sollte von sich aus erkennen, dass 
es einer internationalen Aufklärung der Vorgänge bedarf, bevor eine Bewertung 
vorgenommen werden kann. 

Ich möchte die Vorgänge aber auch zu der Entwicklung des Nahost-Friedensprozesses in 
Beziehung setzen. Natürlich ist dieser Prozess durch die jüngsten Vorfälle erneut 
beeinträchtigt worden. Das dürfen wir nicht einfach hinnehmen; denn eine Einigung zwischen 
Israelis und Palästinensern ist nach wie vor nötig und alternativlos. Die Gewalt beider Seiten 
bei der Erstürmung des Schiffes war dabei ein Rückschlag, der vor allem die Position Israels 
geschwächt und die Unterstützung für radikale Kräfte auf arabischer Seite wesentlich 
verstärkt hat. Es braucht deshalb nicht noch einmal betont zu werden, dass diese Aktion den 
Sicherheitsinteressen Israels großen Schaden zugefügt hat. 

Angesichts dessen ist es bemerkenswert, dass sich der palästinensische Präsident einem 
sofortigen Stopp der gerade aufgenommenen Gespräche verweigert hat. Das erfordert Mut 
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und zeigt, dass zumindest in Teilen der Fatah weiterhin die Überzeugung besteht, dass es 
ohne einen Ausgleich mit Israel keinen palästinensischen Staat geben wird. Auch das muss 
berücksichtigt werden. 

Es wäre übertrieben, zu sagen, dass die indirekten Friedensgespräche zwischen Israel und den 
Palästinensern im Westjordanland auf einem guten Weg waren, bis die Ereignisse der letzten 
Woche wieder einmal alles infrage stellten. Aber nach langem Zögern und Taktieren wurden 
endlich wieder erste Schritte getan. Wir und die israelische Regierung müssen zu diesem 
Punkt zurückkommen und darüber hinausgehen; denn die Gespräche sind der einzige Weg 
zum Ziel. Die Frage ist also nicht, ob Israel einen Ausgleich mit den Palästinensern finden 
wird, sondern wann. Denn bis zum Erreichen dieses Ausgleichs wird der Konflikt mit den 
Nachbarn nicht gelöst, wird die Sicherheit Israels, der wir als Deutsche – auch ich 
unterstreiche das hier noch einmal – ganz besonders verpflichtet sind, nicht erreicht werden 
können. 

Wir Deutschen können dazu mehr beitragen, als viele Skeptiker vielleicht meinen: zum einen 
– das ist in verschiedenen Gesprächen und Beiträgen deutlich geworden –, indem wir mit 
unseren israelischen Partnern in engstmöglichem Kontakt bleiben, zum anderen, indem wir 
mit der Palästinenserregierung im Westjordanland zusammenarbeiten, um dort eine 
glaubwürdige Alternative zur Hamas aufzubauen und zu stärken. Ich sage, gerade als 
Vertreter der Opposition, ganz deutlich, dass ich das Auswärtige Amt und den Außenminister 
in zwei Punkten ausdrücklich unterstütze: 

Erstens ist es gut, dass Außenminister Westerwelle vor kurzem vier arabische Länder besucht 
hat, unter anderem Syrien und Libanon. Herr Staatsminister Hoyer, die SPD fordert seit 
langem, die Beziehungen gerade zu Syrien zu intensivieren und den deutschen Einfluss dort 
durch vertiefte Gespräche und Kooperationen zu stärken. Dass damit jetzt offenbar begonnen 
wurde, ist positiv; aber weitere Schritte müssen folgen. 

Der zweite positive Punkt ist die Einrichtung des Deutsch-Palästinensischen 
Lenkungsausschusses, der Mitte Mai dieses Jahres erstmals und gleich auf Minister-ebene 
tagte. Das ist eine sehr praktische und zugleich symbolisch ungeheuer wichtige Unterstützung 
der konstruktiven Kräfte rund um den palästinensischen Ministerpräsidenten Fajjad. 

Wir dürfen aber – damit komme ich zurück zum Thema – bei alledem den Gazastreifen nicht 
vergessen. Der Unterschied im Lebensstandard zwischen Gaza und Westbank wächst 
dramatisch. Die ideologische, wirtschaftliche und räumliche Trennung trägt Tag für Tag dazu 
bei, genauso wie die Blockade des Gazastreifens durch Israel. 

Ich will es noch einmal ganz klar sagen: Israel hat seine selbstgesteckten Ziele mit dieser 
Blockade nicht erreicht. Die Hamas bekommt alles, was sie braucht, durch Schmuggel: 
Waffen, Geld und Material. Zugleich wird aber die Bevölkerung des Gazastreifens in Elend 
und Arbeitslosigkeit und damit in absoluter Abhängigkeit von der Hamas gehalten. Deshalb 
gehört die Blockade aufgehoben. Die Kontrollen müssen zugleich deutlich verbessert werden. 
Das sollte nicht durch Israel allein, sondern unter anderem auch mit europäischer Hilfe 
geschehen. Nur wenn das gelingt, können Gaza und Westbank wieder zusammengeführt 
werden und dann gemeinsam einen unabhängigen, lebensfähigen und friedlichen 
Palästinenserstaat bilden. 

Mich hat in der letzten Woche ein Zitat des israelischen Schriftstellers Amos Oz besonders 
beeindruckt. Er hat hervorgehoben, dass es falsch ist, die Hamas nur mit militärischen Mitteln 
zu bekämpfen, denn die Hamas sei nicht nur eine terroristische Organisation, sondern eben 
auch eine Idee, nämlich die verzweifelte und falsche Idee, dass man den palästinensischen 
Interessen mit Gewalt gegen Israel dienen könne. Dazu schreibt Amos Oz weiter: 
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Um eine Idee zu besiegen, muss man etwas Besseres präsentieren, eine Idee, die attraktiver 
und akzeptabel ist. Israel wird die Hamas nur dann los, wenn es sich mit den Palästinensern 
rasch über die Errichtung eines unabhängigen Staates ... 

– gemeint ist Palästina – 

verständigt. 

Darin kann ich Amos Oz nur zustimmen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 
CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Für die FDP-Fraktion hat der Kollege Patrick Kurth das Wort. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

 

Patrick Kurth (Kyffhäuser) (FDP): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Vorgänge vom 31. Mai sind 
bestürzend. Ich bedauere genauso wie meine Vorredner die Toten und Verletzten auf beiden 
Seiten. Wir haben gesehen, dass die Situation dort sehr viel labiler ist als gedacht. Wir sollten, 
wenn wir über diesen Tag sprechen, auch über die Vorbedingungen und die Gesamtlage 
sprechen. Die Situation im Nahen Osten insgesamt ist bekannt. Die Situation im Gazastreifen 
ist mehr als unbefriedigend. Die Blockade des Gazastreifens führt ohne Zweifel zu einer 
unerträglichen humanitären Situation der dort lebenden Menschen. Herr Staatsminister Hoyer, 
herzlichen Dank für Ihre sehr klaren Worte heute. Sie waren in dieser Klarheit, auch für 
einige von uns, möglicherweise überraschend. 

Vor diesem Hintergrund muss klar sein, dass friedlicher Protest und friedliche 
Demonstrationen, die dazu dienen, auf diese Situation aufmerksam zu machen, zu akzeptieren 
sind. Aber im Gazastreifen ist eine Organisation an der Macht, die gewaltsam agiert, die 
Vernichtung Israels offen propagiert und vor bestimmten Aktionen – auch vor Angriffen auf 
israelische Ziele – nicht zurückschreckt. Das sind die Umstände. In dieser Situation fährt ein 
Konvoi mit mehreren Tausend Tonnen Hilfsgütern und einigen Hundert Aktivisten an Bord 
los. Dabei waren Aktivisten – die meisten sicherlich mit ehrenwerten Motiven, manche mit 
Kalkül, manche naiv –, knallharte Provokateure und manche, die schon vorher gesagt haben, 
sie wollten zu Märtyrern werden. Laut türkischen Medien waren 40 der türkischen 
Teilnehmer gewaltbereit. Drei der Getöteten hatten vorher bekundet, dass sie auf diesem Trip 
als Märtyrer sterben wollen. Das sind die Fakten, die man bei aller Kritik an dem israelischen 
Vorgehen nicht vergessen darf. 

Sie wissen, dass Israel angeboten hat, die Hilfslieferung zu prüfen und auf dem Landweg nach 
Gaza zu versenden. Das Angebot wurde ausgeschlagen. Sie wissen, dass der Kapitän 
mehrfach gewarnt und aufgefordert wurde, abzudrehen; das wurde bewusst ignoriert bzw. 
negativ beschieden. Eine Konfrontation und die mediale Aufmerksamkeit sollten also bewusst 
provoziert werden. In diesem Kontext durchbrechen die Schiffe die Blockade. 

(Zurufe von der LINKEN) 

Es handelt sich dabei allerdings nicht um einen Sitzstreik in Deutschland, sondern um ein 
Geschehen im Nahen Osten. Ein kleiner Flügelschlag kann dort zum Erdbeben führen. Die 
Region ist hochsensibel. Die Akteure sind grundsätzlich nervös. Es reichen dort wenige 
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Aktionen aus, um eine blutige Auseinandersetzung zu provozieren. Das sind die Erfahrungen 
der letzten Jahrzehnte. 

Man darf also deutlich sagen, dass auch Fehler und manche Vorhaben der Aktivisten zu dieser 
Eskalation massiv beigetragen haben. Keiner der Beteiligten wollte eine derartige Eskalation; 
davon kann man ausgehen. Ich schließe mich denjenigen an, die argumentieren, hier handele 
es sich um eine fatale Kette von Fehleinschätzungen, die im Ergebnis von keiner Seite in 
diesem Ausmaß gewollt war. Genau hier spiegeln sich die verfahrene Situation und die fragile 
Lage im Nahen Osten wider. Ein kleiner Funke kann ausreichen, um eine große Explosion zu 
verursachen. Was hätte aus diesem Vorfall nicht alles werden können! Manche haben es 
gezielt angestrebt, manche haben es in Kauf genommen. 

Natürlich bestanden an diesem Montag auch auf unserer Seite Ängste über das Schicksal 
derjenigen – ihre Identität war ja zunächst unbekannt –, die auf den Booten waren. Wir 
stellten uns die Fragen: Was passiert als Reaktion darauf zum Beispiel im Gazastreifen? 
Welche Mittel setzt möglicherweise Israel ein? Welche Reaktion kommt aus der Türkei? Wie 
wirkt sich das auf die Stabilität der Regierung aus? Bricht eine neue Spirale der Gewalt aus? – 
Meine Damen und Herren, mit Blick auf die Toten und auf die Folgen, die an diesem Tag 
innerhalb weniger Stunden hätten eintreten können, war der Preis der Aktion eindeutig zu 
hoch. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Geschadet hat dieser Vorfall dem gesamten Friedensprozess im Nahen Osten. Eines ist schon 
jetzt klar: Dieser Vorfall hat den gerade erst wieder aufkeimenden Friedensprozess 
zurückgeworfen. Der Anstoß für neue Bemühungen im Nahostfriedensprozess muss jetzt 
erfolgen, eine fundamentale Änderung der israelischen Gazapolitik inbegriffen. Der erste 
Schritt muss sein – diese Auffassung teilt man offensichtlich fraktionsübergreifend –, eine 
unabhängige internationale Untersuchung des Vorfalls durchzuführen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie der Abg. Kerstin Müller [Köln] [BÜND-NIS 
90/DIE GRÜNEN]) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Für die Unionsfraktion spricht der Kollege Holger Haibach. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU und der FDP) 

 

Holger Haibach (CDU/CSU): 
Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich glaube, wir sind uns alle 
darüber einig, dass jeder, der bei dieser Aktion ums Leben gekommen ist, ein Toter zu viel 
gewesen ist, dass es nicht gut ist, dass Verletzte zu beklagen sind, und dass es internationale 
Untersuchungen geben muss. Es ist auch schon deutlich geworden – Christoph Strässer, Frau 
Müller und auch andere haben darauf hingewiesen –, dass die Politik, die Israel in Bezug auf 
den Gazastreifen und zum Teil auch in Bezug auf die Westbank verfolgt, sicherlich nicht 
erfolgversprechend ist, zumindest hat sie nicht das gebracht, was Israel sich erhofft hat. 
Diverse Zahlen dazu sind schon genannt worden. 

Man könnte hinzufügen: Sogar wir, Deutschland, sind betroffen; denn Deutschland versucht, 
in der Mitte des Gazastreifens – Herr Niebel kennt den Fall – eine Kläranlage aufzubauen. 
Dass dies nicht gelingt, liegt daran, dass die Lieferung der Teile, die dafür notwendig sind, an 
einem Grenzübergang von Israel aufgehalten wird. Ich bin Herrn Niebel sehr dankbar dafür, 
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dass er dazu sehr deutliche Worte findet. Insofern kann ich sehr vielem zustimmen, was hier 
gesagt worden ist. 

Nichtsdestoweniger ist immer die Frage, welches Mittel man eigentlich anwendet und welche 
Möglichkeiten man hat, um auf solche Missstände aufmerksam zu machen. Mich stört an 
dieser ganzen Aktion mit dem Konvoi, dass es sich meiner Meinung nach um eine 
unzuverlässige Vermischung von politischer Agitation und von Hilfsgüterlieferung handelt. 

(Jörn Wunderlich [DIE LINKE]: Das ist eine Glaubensfrage!) 

Das diskreditiert viele Hilfsorganisationen, die seriös arbeiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Fragen Sie sich doch einmal, warum das Rote Kreuz eigentlich bei fast allen Regierungen 
dieser Welt akzeptiert ist. Das hat etwas damit zu tun, dass das Rote Kreuz strikte Neutralität 
wahrt. Das Rote Kreuz ist sogar in Ländern tätig, in denen fast niemand anders tätig sein 
kann. Ich streite überhaupt nicht ab, dass politischer Protest legitim ist. Darüber gibt es für 
mich überhaupt keine Diskussion. Ich glaube nur, dass die Vermischung von beidem schlecht 
ist. Dadurch werden nämlich auf der einen Seite neutrale Organisationen diskreditiert, und auf 
der anderen Seite dient es dem Zweck nicht. Auf mögliche Folgen dieser Aktion ist ja sehr 
deutlich hingewiesen worden. 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen von der Linken, Sie sind hier nie zimperlich mit Ihrer 
Wortwahl, und Sie sind auch relativ schnell dabei, uns alles Mögliche zu unterstellen. 

(Jörn Wunderlich [DIE LINKE]: Wir sagen immer die Wahrheit! Das ist das Problem dabei!) 

Ich würde gern der Frage nachgehen wollen: Wer war eigentlich dabei? Hätte man das nicht 
vorher wissen können? – In der ARD-Sendung Report Mainz vom 7. Juni 2010 wurde unter 
anderem ein Interview mit Frau Groth ausgestrahlt. In diesem Interview antwortete Frau 
Groth auf die Frage, wer mit ihr reise: 

..., fragen Sie doch die Dame von Pax Christi. Die kennt sich da vielleicht eher aus als ich. 

Auf die Frage, ob sie sich nicht vor der Fahrt über die Mitreisenden informiert habe, 
antwortete sie: „Ich beende das jetzt!“ Ich unterstelle Ihnen die besten Absichten, aber es ist 
zumindest fahrlässig, wenn man weiß, dass sich die Gruppe an Bord offensichtlich sehr 
multipel zusammensetzt. Unter anderem waren dort – das wird nicht bestritten – Mitglieder 
einer in der Türkei tätigen Partei, Funktionäre der BBP. Das ist eine Partei, deren 
demokratische Legitimation – um es ganz vorsichtig zu formulieren – extrem zweifelhaft ist. 
Das müssen Sie jetzt nicht mir glauben, aber Sie können natürlich gern Ihrer eigenen Fraktion 
glauben, Frau Groth. 

Mit Genehmigung der Präsidentin möchte ich aus einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die 
Linke aus dem Jahr 2007 mit der Überschrift „Türkische Rechtsextreme in Deutschland“ 
zitieren; wohlgemerkt: Ich zitiere nicht die Antwort der Bundesregierung, sondern die 
Vorbemerkungen der Fragesteller. Darin heißt es: 

Als „Graue Wölfe“ ... werden die Anhänger der rechtsextremen „Partei der Nationalistischen 
Bewegung“ MHP und der von dieser abgespaltenen islamisch-nationalistisch orientierten 
„Großen Einheitspartei“ BBP aus der Türkei bezeichnet. 

Weiter unten heißt es: 

Das Landesamt für Verfassungsschutz Nordrhein-Westfalen bescheinigt der Bewegung der 
„Grauen Wölfe“ eine rassistisch-nationalistische Orientierung, Antisemitismus ... eine stark 
islamisch gefärbte Ideologie, Gewaltbereitschaft und am Führerprinzip ausgerichtete totalitäre 
Strukturen. 
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Die „Grauen Wölfe“ ... vertreten einen ausgeprägten Rassismus gegenüber nicht türkisch-
islamischen Bevölkerungsteilen der Republik Türkei wie Kurden, Aleviten und christlichen 
Minderheiten. „Zu den ‚Feinden' gehören Armenier, Griechen, Juden, Freimaurer, 
Nachkommen von Sabbatei Zwi, Europäer, Amerikaner, Russen und Kurden“ ... 

Dies kommt nicht von mir, sondern von Ihnen. Es ist aus dem Jahr 2007. Sie hätten wissen 
können, mit wem Sie sich dort aufs Schiff begeben haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Insofern: Für mich gibt es überhaupt keine Diskussion darüber, dass politischer Protest 
vollkommen legitim ist. Aber vermischen Sie das nicht mit Hilfsleistungen; denn Sie 
diskreditieren dann alle diejenigen, die in neutraler und guter Absicht Hilfe leisten. 

Danke sehr. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Die Aktuelle Stunde ist beendet. 


